
  24.04.1998 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 1 

Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

24.04.1998 

Geschäftszahl 

98/21/0123 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie VwGH E 1993/09/30 93/18/0214 2 

Stammrechtssatz 

Zwar obliegt es dem Antragsteller im Verfahren über einen Antrag auf Gewährung eines 
Abschiebungaufschubes nicht, gegen ihn gerichtete Verfolgungen "nachzuweisen"; es trifft ihn aber die 
Verpflichtung, zur Ermittlung des maßgebenden Sachverhaltes durch Erstattung eines mit Beweisanboten 
untermauerten konkreten Vorbringens zumindest bezüglich jener Umstände beizutragen, die in seiner Sphäre 
gelegen sind und deren Kenntnis sich die Behörde nicht von Amts wegen verschaffen kann. 


